
  06.03.2024 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 1 

Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

06.03.2024 

Geschäftszahl 

Ro 2021/04/0030 

Beachte 

Miterledigung (miterledigt  bzw  zur gemeinsamen Entscheidung verbunden): 

Ro 2021/04/0031 

Rechtssatz 

Die Pflicht zur Mitteilung der Informationen ist Voraussetzung dafür, dass die von der Verarbeitung ihrer 
personenbezogenen Daten betroffene Person ihre Rechte auf Auskunft, Berichtigung oder Löschung (u.ä.) 
ausüben kann (vgl. die insoweit auf die DSGVO übertragbare Aussage des EuGH in seinem Urteil vom 
1.10.2015, C-201/14, Smaranda Bara ua.). Um dieser Funktion gerecht zu werden, ist es aber wiederum 
erforderlich, dass diese Informationen für die betroffene Person leicht zugänglich sind. Dies kann in 
einem Fall, in dem die personenbezogenen Daten nicht bei der betroffenen Person erhoben worden sind, 
die betroffene Person auch sonst in keiner Verbindung mit dem Verantwortlichen steht und daher keine 
Kenntnis von einer Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten durch die Verantwortliche haben muss, 
durch die bloße Möglichkeit der Abrufbarkeit einer Datenschutzerklärung auf einer Website aber nicht 
gewährleistet werden. Vor dem Hintergrund der auch vom EuGH zum Ausdruck gebrachten Zielsetzung 
kann Art. 14 Abs. 1 DSGVO daher nicht dahingehend verstanden werden, dass die Verfügbarkeit der 
darin genannten Informationen auf einer Website ohne eine aktive, ausdrückliche Verständigung der 
betroffenen Person von dieser Form der Bereitstellung auch dann ausreichend ist, wenn die betroffene 
Person auch dem Grunde nach keine Kenntnis vom Umstand einer Datenverarbeitung durch die 
Verantwortliche hatte. 

European Case Law Identifier 

ECLI:AT:VWGH:2024:RO2021040030.J16 


